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Jeder deutsche Staatsbürger ist heute auch ein europäischer Staats-
bürger. Parallel und fast zeitgleich mit dem Inkrafttreten des deut-
schen Grundgesetzes begann in den 1950er Jahren die europäische 
Integration. Sie hatte damals das friedliche Zusammenleben der 
Völker in Europa zum Ziel, welches mit den Mitteln einer wirt-
schaftlichen Annäherung erreicht werden sollte. Heute ist die  
Europäische Union (EU) eine starke Wirtschaftsmacht, und die ge-
meinsamen Regeln betreffen praktisch alle Rechtsbereiche. Viele 
Selbstverständlichkeiten des täglichen Lebens gehen auf Arbeiten 
innerhalb der EU zurück, die oft in Kompromissen erzielt und 
ständig an die sich wandelnden Gegebenheiten angepasst werden 
müssen. Die Folgen der weltweiten Finanzkrise sind in vielen Mit-
gliedstaaten noch spürbar. Die Globalisierung, die viele Bürger mit 
Besorgnis erfüllt, die aktuellen Migrationsbewegungen und der in-
ternationale Terrorismus stellen die Union vor große neue Heraus-
forderungen.  
 
a) Die Anfänge der Europäischen Verträge ab 1950 

Aus den Erfahrungen der beiden Weltkriege gespeist, verstärkten 
sich nach 1945 die schon in den ersten Jahrzehnten des Jahrhun-
derts aktiven Bestrebungen, in Europa eine Friedensordnung zu 
schaffen, in der es keine Kriege mehr geben würde. Am 9.5.1950 
legte der damalige französische Außenminister Robert Schuman den 
so genannten Schuman-Plan vor. Dort heißt es: „Der Friede der Welt 
kann nicht gewahrt werden ohne schöpferische Anstrengungen, die der 
Größe der Bedrohung entsprechen. Der Beitrag, den ein organisiertes und 
lebendiges Europa für die Zivilisation leisten kann, ist unerlässlich für 
die Aufrechterhaltung friedlicher Beziehungen … Europa lässt sich nicht 
mit einem Schlage herstellen und auch nicht durch eine einfache Zu-
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sammenfassung: Es wird durch konkrete Tatsachen entstehen, die zu-
nächst eine Solidarität der Tat schaffen.“ Mit dem ersten europäi-
schen Vertrag zwischen den sechs Staaten Frankreich, Deutschland, 
Italien, Belgien, den Niederlanden und Luxemburg, dem Vertrag 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl von 1952 (Vertrag von Paris, EGKS oder Montanunion) 
wurde die Grundlage für eine weitgehende europäische Integration 
gelegt, die auf die Lebensverhältnisse in den Mitgliedstaaten kon-
kreten Einfluss nehmen sollte. Die Gemeinschaft konnte auf Grund 
der den gemeinsamen Organen, insbesondere der Hohen Behörde 
(erster Präsident: Jean Monnet) eingeräumten wirtschaftspolitischen 
Eingriffsmöglichkeiten in der noch von Stahl- und Eisenmangel 
gekennzeichneten Periode der 1950er Jahre einen effektiven Beitrag 
zur Versorgung leisten und gleichzeitig der Wirtschaftsentwicklung 
wirksame Impulse geben.   
Mit den 1958 zwischen den sechs Staaten in Kraft getretenen Ver-
trägen von Rom zur Gründung einer Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) und einer Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG, Euratom) wurden sämtliche Bereiche der wirtschaftlichen 
Tätigkeit gemeinsamen Regeln und Verfahren unterworfen. Kern-
stück des EWG-Vertrages (EWGV) waren die Errichtung eines  
Gemeinsamen Marktes durch den Abbau der Behinderungen des 
grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehrs sowie die Einführung 
eines Gemeinsamen Zolltarifs und einer gemeinsamen Handelspo-
litik gegenüber Drittländern. Daneben sah der EWGV gemeinsame 
Wettbewerbsregeln vor (Verbot der Bildung von Kartellen und des 
Missbrauchs wirtschaftlicher Macht sowie der Subventionierung 
der einheimischen zum Nachteil der ausländischen Unternehmen) 
sowie die Angleichung des innerstaatlichen Rechts, soweit es sich 
auf das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes auswirkte. Für die 
Landwirtschaft und das Verkehrswesen war die Entwicklung ge-
meinsamer Politiken vorgesehen, die auch wirtschaftslenkende 
Maßnahmen beinhalteten.   
Das institutionelle System der EWG ähnelte demjenigen der Mon-
tanunion. Erster Präsident der EWG-Kommission war der Deutsche 
Walter Hallstein. Mit dem so genannten Fusionsvertrag von 1967 
wurden später gemeinsame Organe für die drei Gemeinschaften ge-
schaffen. Aus den Verträgen, welche ursprünglich weitgehend in 
der Tradition herkömmlicher Handelsabkommen redigiert worden 
waren, entwickelte sich allmählich eine neue, das innerstaatliche 
Recht zunehmend ergänzende und überlagernde Rechtsordnung.  
Graduell fanden Erweiterungen um neue Mitgliedstaaten statt, da 
viele andere europäische Staaten von dem attraktiven Binnenmarkt 
angezogen waren: das Vereinigte Königreich, Irland und Dänemark 
traten den Verträgen 1973 bei, Griechenland 1981, Spanien und 
Portugal 1986, und Finnland, Österreich und Schweden 1995. 
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b) Die Phase der dynamischen Vertiefung ab 1990  
 
Mit dem Ende des Kalten Krieges befand sich ganz Europa im dy-
namischen Aufschwung, und die Mitgliedstaaten der europäischen 
Verträge beschlossen eine starke Vertiefung ihrer Zusammenarbeit, 
um die wirtschaftliche Positionierung auf dem Kontinent und die 
anwachsende Prosperität langfristig zu sichern. Die erste große Ver-
tragsrevision, die Einheitliche Akte von 1987, gab die Vollendung 
des Binnenmarktes zum 31.12.1992 vor. Danach konnten sich Wa-
ren, Dienstleistungen, Kapital, Gesellschaften und Privatpersonen 
allenthalben völlig frei bewegen; alle Grenzkontrollen wurden ab-
geschafft. Bald darauf trat die zweite große Vertragsrevision in 
Kraft, der Vertrag von Maastricht von 1993, der eine über die  
rein wirtschaftliche Zusammenarbeit hinausgehende gemeinsame 
politische Orientierung hin zu einer Europäischen Union vorsah. 
Diese sollte sich graduell vollziehen und die bestehenden 3 Ge-
meinschaften (die einstweilen als die„Säulen“ der angestrebten 
Union betrachtet wurden) ablösen. Der Vertrag legte den Grund-
stein für die Währungsunion und für eine enge Regierungszusam-
menarbeit in der Außen- und Sicherheitspolitik sowie in der Innen- 
und Justizpolitik einschließlich Asyl und Einwanderung (als weitere 
„Säulen“).  
 
1994 trat ein wichtiger Vertrag zur Zusammenarbeit mit den 3 frühe-
ren EFTA-Staaten ¾ Nr. 53b) Norwegen, Island und Liechtenstein in 
Kraft, die seitdem im sog. Europäischen Wirtschaftsraum EWR in 
den Binnenmarkt (und insoweit auch in das europäische Budget) 
eingebunden sind. Sie nehmen zwar nicht direkt an den europäi-
schen Entscheidungsprozessen teil, sind aber an das angeglichene 
europäische Recht gebunden und haben diverse Informationsrechte.  
 
Das Modell des Vertrages von Maastricht wurde sodann weiter-
entwickelt im Vertrag von Amsterdam von 1999, der vor allem 
eine verbesserte Rechtsstellung der Unionsbürger sowie neue Zu-
ständigkeiten auf den Gebieten der Sozial-. Arbeitsmarkt- und  
der Industriepolitik mit sich brachte. Vor allem aber wurde auf  
seiner Grundlage 1999 der Euro eingeführt; 2002 ersetzte er voll-
ständig die nationalen Währungen in damals 12 von 15 Mitglied-
staaten. Heute (Stand: 2017) besteht er in 19 von 28 Mitglied-
staaten ¾ Nr. 480. Der Vertrag von Amsterdam führte auch die 
Europäische Grundrechte-Charta ein, welcher allerdings in einer 
ersten Phase keine volle Verbindlichkeit eingeräumt wurde. 2002 
lief im Übrigen auch der erste europäische Vertrag, der Pariser Ver-
trag über die Montanunion, der für 50 Jahre geschlossen worden 
war, aus; seine Zielsetzung war erfüllt worden, sodass eine Verlän-
gerung nicht notwendig war.  
 
Der Vertrag von Nizza von 2003 bereitete sodann die sich ab-
zeichnende große Erweiterung um die Länder des früheren Ost-
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blockes vor, indem er institutionelle Anpassungen vornahm und 
vor allem in vielen politischen Bereichen eine Beschlussfassung mit 
qualifizierter Mehrheit anstelle der früher herrschenden Einstim-
migkeit einführte.  
 
In der Euphorie dieser sehr dynamischen Vertiefung unternahm es 
vor allem Frankreich, die Verträge in ein einziges Vertragswerk zu 
überführen, welchem der Name „Europäische Verfassung“ gegeben 
werden sollte. Die Idee eines starken Verbundes von Staaten und 
Bürgern, eines Quasi-Bundesstaates, welcher in der neuen Welt-
ordnung nach dem Zusammenbruch des Kommunismus eine her-
ausragende Rolle spielen sollte, sollte damit plastisch werden. Die 
Ämter eines „Europäischen Präsidenten“ und eines „Europäischen 
Außenministers“ sollten dies nach außen hin sichtbar machen, 
und europäische Gesetze sollten auch diesen Namen tragen und 
sich nicht nur bescheiden „Verordnungen“ und „Richtlinien“ 
nennen. Ein expliziter Kompetenztaufteilungskatalog zwischen der 
Union und den Mitgliedstaaten sowie erhöhte Beteiligungsrechte 
von nationalen Parlamenten und Europäischem Parlament an der 
Gesetzgebung sollten moderne Transparenz in der politischen Ar-
beit unterstreichen. Letztlich stellte sich jedoch heraus, dass dieses 
Vorhaben für die europäischen Bürger zu ambitioniert war, und der 
Vertrag wurde letztlich, nachdem viele Staaten ihn bereits ratifi-
ziert hatten, in Referenden in Frankreich und den Niederlanden im 
Jahre 2005 abgelehnt.  
 
In der Zwischenzeit war die große Osterweiterung vollzogen worden: 
2004 waren die 10 Staaten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, 
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern beigetreten; 
Bulgarien und Rumänien zogen 2007 nach, und letztlich Kroatien 
2013, was die Zahl der Mitgliedstaaten auf 28 erhöhte. 
 
Um die Phase des Bedauerns über die nicht zustande gekommene 
Europäische Verfassung zu überwinden, unternahm die deutsche 
Bundesregierung eine Reihe von Initiativen. 2007 wurde zum 
50. Jahrestag der Unterzeichnung der Römischen Verträge die  
so genannte „Berliner Erklärung“ angenommen, in der es heißt:  
„Europa war über Jahrhunderte eine Idee, eine Hoffnung auf Frieden und 
Verständigung. Diese Hoffnung hat sich erfüllt. Die Europäische Eini-
gung hat uns Frieden und Wohlstand ermöglicht. Sie hat Gemeinsamkeit 
gestiftet und Gegensätze überwunden. Jedes Mitglied hat geholfen, Euro-
pa zu einigen und Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu stärken … Wir 
leben heute miteinander, wie es nie zuvor möglich war … Europa ist un-
sere gemeinsame Zukunft.“ Vor allem nahm die deutsche Regierung 
einen pragmatischen Anlauf, der darauf abzielte, diejenigen Inhalte 
des Verfassungsvertrages, über die Einigkeit bestanden hatte, in ei-
nem Vertrag mit weniger ambitioniertem Namen zu beschließen, 
und dies gelang auch ohne größere Probleme.  
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Letztendlich wurde die Europäische Union konsolidiert und mit 
eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattet im Vertrag von Lissa-
bon, der 2009 in Kraft trat. Es gibt seitdem effektiv den Präsidenten 
des Europäischen Rates (gegenwärtig, Stand: 2017, Donald Tusk aus 
Polen), den Hohen Vertreter für die Außen und Sicherheitspolitik 
(gegenwärtig, Stand: 2017, Federica Mogherini aus Italien), einen 
präzisen Kompetenzkatalog, eine intensive moderne Bürgerbeteili-
gung über Parlamente und Bürgerinitiativen, eine Erweiterung der 
Sachgebiete, in denen die Mitgliedstaaten mit qualifizierter Mehr-
heit anstatt nach dem Prinzip der Einstimmigkeit entscheiden, und 
vieles mehr. Allerdings wurde die Bezeichnung „Europäische Geset-
ze“ vermieden, und die Absicht einer noch tiefer gehenden Ent-
wicklung wurde nirgendwo formuliert. Der Vertrag von Lissabon 
teilt die Vertragstexte auf: Es gibt seitdem (1.) den Vertrag über die 
Europäische Union (EUV), der allgemeine Regeln enthält sowie 
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik definiert, die zwar 
weiterhin lediglich als vertiefte Zusammenarbeit zwischen den Re-
gierungen und nicht als gemeinsame Politik beschrieben ist, jedoch 
stärkere Konturen verliehen bekommt, vor allem im Hinblick auf 
die Bekämpfung des anwachsenden internationalen Terrorismus. 
(2.) beinhaltet der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV) alle anderen Politiken, die „supranational“ 
¾ Nr. 34d) geführt werden. Es ist darin auch vorgesehen, dass nur 
einzelne Mitgliedstaaten über die sog. Verstärkte Zusammenarbeit 
in einem spezifischen Bereich weitergehen als die anderen 
¾ Nr. 32e). (3.) wurde parallel mit dem Vertrag von Lissabon der 
Europäischen Grundrechte-Charta ¾ Nr. 32c) volle Wirksamkeit 
verliehen. (4.) besteht der Vertrag über die Europäische Atomge-
meinschaft von 1957 unverändert weiter; seine praktische Bedeu-
tung ist in der heutigen Zeit allerdings nachrangig. 
 
c) Die Entwicklungen seit der weltweiten Finanzkrise 2008 

Die EU mit 28 Mitgliedstaaten und 510 Mio. Einwohnern (Stand: 
2017) stellt einen der größten Blöcke der Weltwirtschaft dar 
¾ unten e). Sie geht jedoch wie andere Weltmächte auch durch 
Höhen und Tiefen der Entwicklung.  
 
Zu einer der Tiefen zählte die weltweite Finanzkrise, die 2008 ihren 
Anfang nahm, und die einige Mitgliedstaaten in erhebliche finan-
zielle Schwierigkeiten brachte. Vor allem Griechenland war 2010 
und 2011 auf massive Finanzhilfen angewiesen, um einen Staats-
bankrott zu vermeiden bzw. um nicht aus dem Euro-System ausge-
schlossen zu werden ¾ Nr. 480. Europäische „Rettungsschirme“ 
wurden zusammen mit dem IWF ¾ Nr. 56a) allerdings auch für  
andere Staaten wie Irland, Portugal und Zypern aufgespannt, und 
die in den Verträgen ursprünglich vorgesehene Klausel, dass die 
Mitgliedstaaten nicht gegenseitig für ihre finanziellen Verbindlich-
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keiten einstehen, die sog. no bail out-Klausel ¾ Nr. 480 wurde in so-
lidarischer Weise in ihr Gegenteil verkehrt. Die vor allem von 
Deutschland propagierte Austeritätspolitik wird jedoch von finan-
ziell ausgebluteten Mitgliedstaaten nicht als fair angesehen.  
 
Als sehr problematisch für den Zusammenhalt der Union stellte 
sich des Weiteren die Flüchtlingswelle aus Syrien, Afghanistan und 
verschiedenen afrikanischen Ländern dar, deren Höhepunkt im 
Sommer 2015 erreicht wurde. Die Verteilungsproblematik stellte 
das Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten vor eine Zerreißprobe; 
die Euphorie, die die Verleihung des Friedensnobelpreises an die 
EU 2012 mit sich gebracht hatte, war rasch verflogen. Während die 
direkt betroffenen Staaten Italien und Griechenland an die anderen 
Staaten um Hilfe appellierten und Deutschland sich stark enga-
gierte und auch ein Nachziehen der anderen Mitgliedstaaten erwar-
tete, verweigerten manche Staaten vollständig die Aufnahme von 
Flüchtlingen; Grenzkontrollen wurden zwischen einer Reihe von 
Staaten wieder eingeführt. In Polen und Ungarn gibt es Tendenzen 
der Regierungen, die demokratische Rechtsstaatlichkeit anzutasten, 
und in manchen Mitgliedstaaten treten Parteien auf den Plan, die 
eine Rückkehr zur Nationalstaatlichkeit propagieren.  
 
2016 sprachen sich 51 % der wahlberechtigten Bürger des Vereinig-
ten Königreichs in einem Referendum für einen Austritt aus der EU 
aus, sog. Brexit. Gegenwärtig (Stand: 2017) werden die Austritts-
verhandlungen geführt, was sich wegen der starken Verflechtung 
der gesamten Wirtschaft als sehr schwierig erweist. Nicht nur Bür-
ger des Vereinigten Königreichs stellen bei dieser Gelegenheit ver-
blüfft fest, wieviele Aspekte des täglichen Lebens dem EU-Recht  
zuzurechnen sind. Die EU will die Situation zur eventuellen Neu-
justierung mancher Bereiche nutzen; der Präsident der Europäi-
schen Kommission Jean-Claude Juncker stellte hierfür mögliche Sze-
narien vor. 2017 wurde zum 60. Jahrestag der Unterzeichnung der 
Römischen Verträge die so genannte „Erklärung von Rom“ ange-
nommen, in der es heißt: „Wir werden gemeinsam – wenn nötig mit 
unterschiedlicher Gangart und Intensität – handeln, während wir uns in 
dieselbe Richtung bewegen, so wie wir es schon in der Vergangenheit ge-
tan haben …. Zusammenhalt gibt uns die beste Chance, auf [die globa-
le] Dynamik Einfluss zu nehmen und unsere gemeinsamen Interessen 
und Werte zu verteidigen.“ 
 
Auch die Akteure im Welthandel verändern sich insgesamt, vor al-
lem was Asien anbelangt. Der globale Freihandel ist nicht mehr 
überall ein Ziel; die USA, die früher insoweit eine Vorreiterrolle 
spielten, scheinen diese aufgeben zu wollen. Die Festlegung auf 
einheitliche Positionen innerhalb der EU wird angesichts der  
großen Anzahl von Mitgliedstaaten und dem immer größeren Aus-
einanderklaffen ihrer jeweiligen Wirtschaftskraft immer schwieriger. 
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Ideen eines vertieften „Kerneuropa“ werden diskutiert, in welchem 
wirtschaftlich starke Staaten im kleineren Kreis ambitioniertere Pro-
jekte betreiben könnten. Frankreich und Deutschland wollen sich 
hierbei besonders engagieren. 
 
Einstweilen abgewartet werden soll in dieser Situation mit den Bei-
trittsgesuchen neuer Mitgliedstaaten. Zwar werden im Prinzip die 
Anträge der westlichen Balkanländer Albanien, Bosnien-Herze-
gowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro und Serbien positiv be-
wertet, doch finden mit ihnen gegenwärtig lediglich Verhandlun-
gen im Rahmen eines Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses 
statt, der u. a. finanzielle Hilfen zum Gegenstand hat. Die Auf-
nahme der Türkei, mit der die EU seit vielen Jahrzehnten eher 
halbherzige Beitrittsverhandlungen führt, wird angesichts aktueller 
Spannungen und Zweifel an einem demokratischen und rechts-
staatlichen Regierungssystem gegenwärtig nicht weiter verfolgt.   
Die Historischen Daten der Europäischen Integration sind in dem 
Schaubild rekapituliert.  
 

 
Historische Daten der Europäischen Integration 

 
  9.5.1950 Der französische Außenminister Robert Schuman schlägt eine 

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl vor. 

 23.7.1952 Inkrafttreten des Pariser Vertrages (EGKS/Montanunion)  
zwischen den Gründungsstaaten Deutschland, Frankreich,  
Italien, Belgien, den Niederlanden und Luxemburg. 

 1.1.1958 Inkrafttreten der Römischen Verträge über die Errichtung  
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der  
Europäischen Atomgemeinschaft (EAG/Euratom). 

 1.1.1973 Inkrafttreten der Beitrittsverträge mit dem Vereinigten  
Königreich, Dänemark und Irland; „West-Erweiterung“. 

 1.1.1981 Inkrafttreten des Beitrittsvertrags mit Griechenland. 

 1.1.1986 Inkrafttreten der Beitrittsverträge mit Spanien und Portugal; 
„Süd-Erweiterung“ (zusammen mit Griechenland). 

 1.7.1987 Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte; erste große 
Vertragsrevision. 

 3.10.1990 Mit der deutschen Wiedervereinigung erweitert die EG ihr  
Territorium und ihre Einwohnerzahl. 

 31.12.1992 Vollendung des Binnenmarktes. 

 1.11.1993 Inkrafttreten des Maastrichter Vertrages vom 7.2.1992  
und Begründung der Europäischen Union (EU); zweite große 
Vertragsrevision. 

 1.1.1994 Inkrafttreten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) mit 
Norwegen, Island und Liechtenstein. 
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Historische Daten der Europäischen Integration 

 
 1.1.1995 Inkrafttreten der Beitrittsverträge mit Schweden, Finnland und 

Österreich; „Nord-Erweiterung“. 

 1.1.1999 Beginn der Währungsunion. 

 1.5.1999 Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrages vom 2.10.1997;  
dritte große Vertragsrevision. 

 7.12.2000 Proklamation der Grundrechte-Charta. 

 1.2.2003 Inkrafttreten des Vertrags von Nizza; vierte große Vertrags-
revision. 

 1.5.2004 Inkrafttreten der Beitrittsverträge mit Polen, Tschechien,  
Slowakei, Slowenien, Ungarn, Estland, Lettland, Litauen,  
Zypern und Malta; „1. Ost-Erweiterung“. 

 1.1.2007 Inkrafttreten der Beitrittsverträge mit Rumänien und Bulgarien; 
„2. Ost-Erweiterung“. 

  1.12.2009 Inkrafttreten des Lissabonner Vertrages vom 13.12.2007;  
fünfte große Vertragsrevision. 

  10.12.2012 Die Europäische Union erhält den Friedensnobelpreis. 

  1.7.2013 Inkrafttreten des Beitrittsvertrages mit Kroatien,  
„3. Ost-Erweiterung“. 

  23.6.2016 Referendum im Vereinigten Königreich zum Austritt aus der  
EU (Austrittsgesuch am 29.3.2017, daher Vollzug des Austritts 
spätestens am 29.3.2019).  

 
d) Die Symbole der Europäischen Union 

Die wichtigsten Symbole der Europäischen Union sind die folgen-
den:  
Der Name Europa selbst ist aus der griechischen Mythologie be-
kannt: dort wird die Geschichte der Tochter des phönizischen Kö-
nigs Agenor erzählt, die von Zeus, der sich in einen Stier verwandelt 
hat, nach Kreta (also in die westliche Welt) entführt wird. Überlie-
fert wird auch, dass sich der Begriff aus dem semitischen ereb, d. h. 
dunkel, ableitet, was für das Abendland stehen würde. Einer der 
17 Monde des Jupiters heißt im Übrigen auch Europa.  
Die Flagge der EU ist seit 1986 ein Kreis aus 12 goldenen Sternen 
auf blauem Hintergrund. Die Zahl 12 ist ein Symbol für Perfektion 
und Vollständigkeit; die Anzahl der Sterne wird nicht an die Zahl 
der Mitgliedstaaten angepasst (also anders als das Sternenbanner 
der USA). 
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Der europäische Feiertag, der sog. Europa-Tag, ist der 9. Mai, der 
Tag der Schuman-Erklärung von 1950.  
Die europäische Hymne ist der Schluss-Chor aus der 9. Sinfonie 
von Ludwig van Beethoven; der Text hierzu stammt aus der Ode an 
die Freude von Friedrich von Schiller. Er kann allerdings nur auf 
Deutsch gesungen werden; offizielle Übersetzungen in die anderen 
Amtssprachen existieren bislang nicht.   
Die erste Strophe lautet:  

Freude schöner Götterfunken, Tochter aus Elysium! 
Wir betreten feuertrunken, himmlische, Dein Heiligtum. 
Deine Zauber binden wieder, was die Mode streng geteilt. 
Alle Menschen werden Brüder, wo Dein sanfter Flügel weilt. 
Seid umschlungen, Millionen! 
Diesen Kuss der ganzen Welt! 
Brüder, überm Sternenzelt  
muss ein lieber Vater wohnen. 

 
e) Die EU in der Weltwirtschaft 

Mit 510 Mio. Unionsbürgern und starken Volkswirtschaften unter 
ihren Mitgliedstaaten hat sich die EU trotz aller internen Höhen 
und Tiefen zu einem der wichtigsten Akteure der Weltwirtschaft 
entwickelt. Das Schaubild gibt einen Zahlenvergleich der Groß-
mächte.  
 

 
Zahlenvergleich der Großmächte  

 
 EU-28 Indien USA Russland China 

Bevölkerung/Mio. 512 1326 323 144 1382 

Bevölkerungsdichte  
pro qkm 116 410 33 8 145 

Anteil an der  
Weltbevölkerung  7,0 %  17,9 %  4,4 %  2 %  18,7 % 

Anteil am weltweit erzielten 
Bruttoinlandsprodukt  25 % 3 % 25 % 2,5 % 15 % 

(Stand: 2017) 
 
Nicht nur ist die EU selbst ein wichtiger Akteur der Weltwirtschaft, 
sondern sie ist auch durch eine Vielzahl von internationalen Ver-
trägen meist handelspolitischer Art mit fast allen Staaten und Regi-
onen der Welt verbunden. Sie ist eines der führenden Mitglieder 
der WTO ¾ Nr. 55b). Innerhalb des geografischen Europas war be-
reits vom EWR mit Norwegen, Island und Liechtenstein die Rede 
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¾ Nr. 31a). Daneben ist auch die Schweiz auf der Grundlage bila-
teraler Abkommen weitgehend an das EU-Recht gebunden und ent-
sprechend wirtschaftlich verflochten.  
 
Die Probleme, die eine übermächtige Globalisierung mit sich brin-
gen kann, wurden anlässlich der Verhandlungen zu den Abkom-
men CETA mit Kanada und TTIP mit den USA intensiv diskutiert 
¾ Nr. 36e). Wirtschaftliche Sachzwänge legen es zwar nahe, auf die 
Herausforderungen der Globalisierung mit der Bildung von großen 
Binnenmärkten zu antworten, in denen die dort ansässigen Unter-
nehmen ungestört von Grenzkontrollen, unterschiedlichen techni-
schen Standards und Währungsrisiken operieren und die für den 
globalen Wettbewerb als notwendig erachtete Größe erreichen 
können. Nicht alle Bürger scheinen dies jedoch gut zu heißen und 
befürchten eine zu große Fremdbestimmung, das Sinken des Le-
bensstandards, den Abbau von Arbeitsplätzen und ganz allgemein 
den Verlust von traditionellen Lebensformen. Unerlässlich für eine 
fortschreitende Integration der EU auf der menschlichen Ebene 
scheint daher auch die Belebung der europäischen Öffentlichkeit, 
die sich in europaweiten modernen Medien bildet und äußert, so-
wie eine klare Kommunikationsstrategie zur Abwehr von Falschin-
formationen.  
 
32 Politisches System und Struktur der EU 
32 | Politisches System und Struktur der EU 
 
Jeder deutsche Staatsbürger verfügt auch über die europäische Uni-
onsbürgerschaft ¾ unten d), die gem. Art. 9 S. 3 EUV zur nationa-
len Staatsangehörigkeit hinzutritt. Die Unionsbürgerschaft ist ein-
gebettet in ein politisches System und ein gesellschaftliches 
Wertesystem. 
 
a) Das politische System der EU 

Die EU ist kein Staat (und hat auch keine Hauptstadt, auch wenn 
Brüssel manchmal so bezeichnet wird), sondern ein Staatenver-
bund, den die Mitgliedstaaten völkervertraglich eingegangen sind. 
Sie haben allerdings auf die EU eine wesentlich größere Anzahl von 
Souveränitätsrechten übertragen als das im Völkerrecht üblich ist 
¾ Nr. 43a). Die EU definiert sich daher als supranationaler Ver-
bund, was über internationale Verbünde weit hinausgeht (aber 
umgekehrt weniger intensiv ist als ein Bundesstaat wie die USA) 
und in dieser Form gegenwärtig weltweit einmalig ist. Die Grund-
lagen des politischen Systems der EU sind die folgenden:  
• Die EU ist eine Demokratie (Art. 2 und 10 EUV), d. h., dass die 

Macht von den europäischen Bürgern ausgeht. Die Bürger üben 
diese Macht mittelbar („repräsentativ“) durch Wahlen aus. Sie 
wählen zum einen das Europäische Parlament, zum anderen die 
nationalen Parlamente, die entweder direkt die Arbeitsweise der 
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Union beeinflussen (Art. 12 EUV) oder ihrerseits Regierungen 
einsetzen, die dann gemeinsam als Akteure der EU tätig werden. 
Mit 510 Mio. Bürgern ist die EU ein sehr großer demokratischer 
Verbund. Dies erbringt einerseits eine starke Marktmacht, erfor-
dert andererseits aber auch eine ständige Kompromissbereit-
schaft.  

• Die EU handelt entsprechend den Gründungsverträgen durch 
Institutionen (Art. 13 EUV), die ähnlich wie in einem Staat  
nach dem Prinzip der Gewaltenteilung zusammenwirken und 
sich gegenseitig kontrollieren (Legislative, Exekutive, Judikative, 
¾ Nr. 33j)). 

• Die EU fußt auf dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit (Art. 2 
EUV). Das Recht schützt die Bürger vor Willkür der Obrigkeit 
und schafft eine Ordnung zwischen ihnen. Die Union kann über 
ihre Organe selbst verbindliches Recht setzen innerhalb des 
Rahmens, den die Verträge ihr vorgeben. Entgegen dem her-
kömmlichen Völkerrecht ¾ Nr. 41 braucht dieses Recht nicht in 
nationales Recht transformiert zu werden, sondern es gilt unmit-
telbar. Das so geschaffene supranationale Recht kann das natio-
nale Recht harmonisieren, und unter Umständen auch verdrän-
gen. Jede Tätigkeit der Institutionen basiert auf Gesetzen, und 
die Einhaltung des Rechts durch sie wird vom EuGH ¾ Nr. 33f) 
überwacht. Dieser kontrolliert auch, ob die Mitgliedstaaten selbst 
die Details der zwischen ihnen geschlossenen Verträge respektie-
ren.  

• Die EU achtet die nationale Identität der Mitgliedstaaten (Art. 4 
Abs. 2 EUV). Die delegierten Souveränitätsrechte sind in einem 
Kompetenzkatalog definiert. Die EU wird nach dem Grundsatz 
der Subsidiarität nur dann tätig, wenn die Ziele einer Maßnah-
me auf nationaler Ebene nicht ausreichend verwirklicht werden 
können, sondern wegen ihres Umfangs oder ihre Wirkungen auf 
Unionsebene besser zu verwirklichen sind. 

• Die EU befolgt die Regeln einer sozialen Marktwirtschaft (Art. 3 
Abs. 3 EUV). D. h., dass die Rahmenbedingungen des Wirt-
schaftsprozesses so festgelegt werden, dass sich eine sozialver-
trägliche Wettbewerbswirtschaft entfaltet, die den Bürgern einen 
maximalen Schutz bietet. 

 
b) Die Werte der EU 

Die EU will zu allererst dem Frieden unter ihren Bürgern dienen 
(Art. 3 Abs. 1 EUV). Niemals zuvor gab es zwischen ihren Mitglie-
dern eine über 70 Jahre währende Phase ohne kriegerische Aus-
einandersetzungen, wofür der EU 2012 der Friedensnobelpreis ver-
liehen wurde.  
 
Die EU gründet sich auf Menschenwürde, Freiheit, Toleranz und 
Solidarität und wahrt allgemein die Menschenrechte (s. die Prä-
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ambel des EUV und Art. 2 EUV). Sie folgt den Grundsätzen der 
Gleichbehandlung aller Unionsbürger (Art. 2, 9, 18, 19 EUV) und 
der Gleichheit der Mitgliedstaaten (Art. 4 Abs. 2 EUV), soweit die-
se im Rahmen der Verträge sinnvoll ist (so bedeutet das etwa nicht, 
dass große und kleine Mitgliedstaaten dieselben Finanzbeiträge zu 
entrichten haben). Spezifische Gleichbehandlungsgebote sind ge-
sondert definiert, wie z. B. zwischen Mann und Frau im Arbeitsle-
ben. 
 
Die EU gewährleistet Transparenz in ihrer Tätigkeit (Art. 11 EUV 
und Art. 15 AEUV), die Möglichkeit von Bürgerinitiativen und Be-
schwerden zu Ombudsleuten (Art. 11 EUV) und einen weitest mög-
lichen Datenschutz (Art. 16 AEUV).  
 
Sie arbeitet darauf hin, ihren Bürgern ein Maximum an innerer und 
äußerer Sicherheit zu gewährleisten (Art. 3 Abs. 2 EUV), auch 
wenn dies in Zeiten politischer Instabilität in Nachbarstaaten und 
von internationalem Terrorismus keine einfache Aufgabe ist. 
 
Die Verträge sehen einen Mechanismus zur Durchsetzung dieser 
Grundwerte vor, wenn Mitgliedstaaten diese verletzen sollten: 
Gem. Art. 7 EUV und Art. 354 AEUV können Sanktionen verhängt 
werden, die so weit führen können, dass bestimmte Rechte des be-
troffenen Mitgliedstaates aus den Verträgen (auch finanzielle Rech-
te) ausgesetzt werden. Entsprechende Verfahren wurden 2016 ge-
gen Ungarn und Polen initiiert, deren aktuelle Regierungen aus 
Sicht der anderen Mitgliedstaaten das Rechtsstaatsprinzip empfind-
lich verletzen.  
 
c) Die Europäische Grundrechte-Charta  

Die Menschenrechte, die zu den Werten der EU zählen, sind  
vor allem in der Europäischen Grundrechte-Charta (Art. 6 EUV, 
¾ Nr. 32c) und Nr. 51c)) normiert, die 2000 verkündet und 2009 
für alle Mitgliedstaaten verbindlich wurde, außer für das Vereinigte 
Königreich und Polen, die hierzu ein opt out erklärten. Die Charta 
gibt in 54 Artikeln, die aufgeteilt sind in die Titel „Würde des  
Menschen, Freiheiten, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte, Justi-
zielle Rechte, Tragweite der garantierten Rechte“, einen modernen 
Grundrechtskatalog vor, der sich mittlerweile zu einem sehr wich-
tigen Kontrollinstrument entwickelt hat, welches die Bürger Euro-
pas in Anspruch nehmen können. Vor allem die modern formulier-
ten sozialen Grundrechte wie soziale Sicherheit, Gesundheitsschutz 
und Rechte von Kindern bestehen nur in wenigen nationalen Ver-
fassungen. 
 
Die Charta ähnelt in vielen anderen Punkten der Europäischen 
Menschenrechtskonvention EMRK, die alle Mitgliedstaaten der EU 
ebenfalls ratifiziert haben ¾ Nr. 51b). Ihre Inhalte werden als  
allgemeine Grundsätze des Europarechts angesehen (Art. 6 Abs. 3 
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EUV), sodass die europäischen Bürger einen 3-fachen Grundrechts-
schutz genießen, wenn man ihre nationalen Verfassungen ein-
schließt. Es ist im Prinzip geplant, dass die EU der EMRK als Ganzes 
beitritt (Art. 6 Abs. 2 EUV), allerdings hat der EuGH in einem Gut-
achten 2/13 vom 18.12.2014 erklärt, dass erst eine korrekte Lösung 
für das Zusammenspiel von ihm selbst und dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte in Straßburg gefunden werden muss 
¾ Nr. 51c).  
 
d) Die Unionsbürgerschaft  

Die Europäische Unionsbürgerschaft betrifft über das geschilderte 
Wertesystem hinaus auch zusätzliche Aspekte (Art. 20–25 AEUV). 
So hat gem. Art. 21 AEUV grundsätzlich jeder Unionsbürger das 
Recht, sich im Hoheitsgebiet aller Mitgliedstaaten frei zu bewegen 
und aufzuhalten. Er hat auch in einem Drittland, in dem sein Mit-
gliedstaat nicht vertreten ist, ein Recht auf diplomatischen und 
konsularischen Schutz durch die Vertretungen anderer Mitglied-
staaten. Des Weiteren gibt es ein Petitionsrecht zum Europäischen 
Parlament und das Recht, sich an einen Europäischen Ombuds-
mann zu wenden. Wichtig für Bürger, die in einem anderen Staat 
als ihrem Herkunftsstaat leben, ist auch das aktive und passive 
Wahlrecht im Aufenthaltsstaat für Kommunalwahlen und für 
Wahlen zum Europäischen Parlament (Art. 22 AEUV). 
 
e) Die Kompetenzordnung zwischen der EU und den  

Mitgliedstaaten  

Die Frage der Abgrenzung der Kompetenzen der EU zu denjenigen 
der Mitgliedstaaten wurde in den Anfangsjahren der europäischen 
Zusammenarbeit nie gestellt, da Entscheidungen ohnehin prak-
tisch immer in einvernehmlichem Kompromiss ergingen. Erst spä-
ter, als die Zahl der Mitgliedstaaten anwuchs und die Abstimmung 
mit qualifizierter Mehrheit in vielen Bereichen vertraglich vorgese-
hen wurde, wurde auch eine Abgrenzung der jeweiligen Zuständig-
keiten notwendig. Der EUV enthält seit dem Lissabonner Vertrag 
erstmalig konkret formulierte Kompetenzgrundlagen. Zu bedenken 
ist allerdings immer, dass die Aufgaben der Union von jeher ziel-
orientiert definiert waren und sich daher mit nationalen Situatio-
nen (etwa zwischen Bund und Ländern) nur schwer vergleichen 
lassen. Zunächst sind folgende Prinzipien festgelegt:  

• das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung, also, dass für je-
den Bereich eine spezifische Kompetenzübertragung auf die EU 
notwendig ist (Art. 5 Abs. 2 EUV), 

• die Ausnahme, dass, wenn ein Handeln zur Erreichung bestimm-
ter Ziele erforderlich ist, welches nicht spezifisch formuliert ist, 
im Einzelfall und unter genau festgelegten Bedingungen eine 
Vertragsabrundungskompetenz besteht (Art. 352 AEUV), 
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• das Regulativ der Subsidiarität, also, dass die jeweiligen Ziele auf 
der angemessenen Ebene verwirklicht werden müssen, entweder 
auf mitgliedstaatlicher, zentraler, regionaler oder lokaler Ebene 
oder, wegen Umfang oder Wirkungen, auf der europäischen 
Ebene (Art. 5 Abs. 3 EUV), sowie 

• die Verhältnismäßigkeit, also, dass Inhalt und Form einer Maß-
nahme nicht über das Erforderliche hinausgehen dürfen (Art. 5 
Abs. 4 EUV). 

• Die EU und die Mitgliedstaaten verpflichten sich des Weiteren 
grundsätzlich gegenseitig zur loyalen Zusammenarbeit und zur 
Einhaltung ihrer Verpflichtungen (Art. 4 Abs. 3 EUV). 

 
Sodann sind verschiedene Kompetenzkataloge definiert: 
• Ausschließliche Zuständigkeiten der EU für die Bereiche Zoll-

union, Wettbewerbsregeln für den Binnenmarkt, Währungs-
politik in den Euro-Staaten, Erhaltung der biologischen Meeres-
schätze, gemeinsame Handelspolitik (überwiegend), sowie den 
Abschluss näher definierter internationaler Übereinkünfte (Art. 3 
AEUV); 

• geteilte Zuständigkeiten zwischen der EU und den Mitgliedstaa-
ten für die Bereiche Binnenmarkt, Sozialpolitik, wirtschaftlicher, 
sozialer und territorialer Zusammenhalt, Landwirtschaft und  
Fischerei, Umwelt, Verbraucherschutz, Verkehr, Transeuropäi-
sche Netze, Energie, Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts, gemeinsame Sicherheitsanliegen im Bereich der öffentli-
chen Gesundheit, Programme in den Bereichen Forschung, 
technologische Entwicklung und Raumfahrt, sowie bestimmte 
Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit und humanitä-
ren Hilfe (Art. 4 AEUV); 

• unterstützende Zuständigkeiten der EU für die Bereiche Ge-
sundheitsschutz, Industrie, Kultur, Tourismus, berufliche Bil-
dung, Jugend und Sport (Art. 6 AEUV); 

• besondere Zuständigkeiten für die Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik GASP, in der etwas andere Wege gegangen wer-
den als in den restlichen Politiken (Art. 21 ff. und 42 ff. EUV so-
wie Art. 2 Abs. 4 AEUV) ¾ Nr. 38a). 

• Alle nicht an die EU übertragenen Kompetenzen verbleiben in 
der ausschließlichen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten (Art. 4 
Abs. 1 EUV, Art. 2 AEUV). 

 
Die Unionszuständigkeiten sind grundsätzlich legislatorische Zu-
ständigkeiten, räumen also den Organen der EU das Recht zu ge-
setzgeberischer Tätigkeit ein. Die Ausführung dieser Rechtsakte, 
also die Exekutiv- oder Verwaltungskompetenzen, bleiben hin-
gegen in der Regel bei den Mitgliedstaaten: deren Behörden fällt 
die Aufgabe zu, die europäischen Normen auf den Einzelfall anzu-
wenden. Lediglich in Ausnahmefällen wie im Wettbewerbsrecht 
¾ Nr. 36b) und Nr. 464 hat die EU selbst auch Verwaltungskom-



  
Druckerei C. H

����    

����    

����    

���� . Beck 
Model/Creifelds, Staatsbürger-Taschenbuch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . � � � � � � � � � � � � � � � � � � �� � � � � � � � � � � � � � � � � � �� � � � � � � � � � � � � � � � � � �� � � � � � � � � � � � � � � � � � � ����

  ����    

����    

����    

���� 
Medien mit Zukunft

Revision, 27.09.2017     

32 | Deutschland in der Europäischen Union 

66 

petenzen. Was die EU jedenfalls niemals übernimmt, ist die Voll-
streckung ihrer Entscheidungen; dies hat immer über die mitglied-
staatlichen Vollstreckungsorgane zu geschehen, und zwar nach de-
ren eigenem Recht. Einen EU-Gerichtsvollzieher gibt es also nicht. 
 
Die Verflechtung der Mitgliedstaaten ist über die Kompetenzüber-
tragungen an die EU hinaus sehr vielschichtig. Gem. Art. 4 Abs. 3 
EUV sind alle Staaten zu loyaler Zusammenarbeit verpflichtet. Das 
gegenseitige Einstehen für finanzielle Verbindlichkeiten ist zwar in 
Art. 125 AEUV explizit ausgeschlossen (sog. no bail out-Klausel 
¾ Nr. 31c) und Nr. 480b) aa)), wurde jedoch während der europäi-
schen Staatsschuldenkrise, die 2010 begann, vor allem gegenüber 
Griechenland solidarisch praktiziert. Die Mitgliedstaaten erklären 
sich auch solidarisch im Terror- oder Katastrophenfall (Art. 222 
AEUV).  
 
Gemäß der sog. Verstärkten Zusammenarbeit ist es gem. Art. 20 
EUV und Art. 326 ff. AEUV möglich, dass Rechtsakte ergehen, für 
die der institutionelle Rahmen der EU benutzt werden kann, die 
jedoch nur einige Mitgliedstaaten betreffen (gegenwärtig min-
destens neun), welche untereinander intensiver zusammenarbeiten 
möchten als andere.  
 
Beispiele hierfür sind der Euro ¾ Nr. 480, der Schengen-Raum ¾ Nr. 38b) aa), 
eine Angleichung des Scheidungsrechtes sowie das EU-Patent ¾ Nr. 37e).  
 
Seit dem Vertrag von Lissabon existiert eine explizite Regelung für 
den Fall, dass ein Mitgliedstaat aus der EU austreten möchte, näm-
lich Art. 50 EUV. Sie wird erstmalig anlässlich des „Brexit“ relevant 
¾ Nr. 31c).  
 

f) Finanzierung und Haushalt der EU 

Der Haushalt der EU wird, wie aus dem Schaubild ersichtlich, aus 
so genannten Eigenmitteln finanziert, die in einem mehrjährigen 
Finanzrahmen eingeplant werden (Art. 311 f. AEUV). Der Finanz-
rahmen 2014–2020 sieht für die 7 Jahre insgesamt ca. 960 Mrd. € 
Einnahmen und Ausgaben vor, also ca. 137 Mrd. € pro Jahr. Die EU 
muss einen ausgeglichenen Haushalt vorlegen; es ist also nicht 
möglich, Projekte über Kreditaufnahmen zu finanzieren (wie in 
den Mitgliedstaaten; die EU besitzt also kein „Staats“-defizit). Das 
Haushaltsverfahren ist in Art. 313 ff. AEUV geregelt; Haushaltsbe-
hörden sind Rat und Europäisches Parlament gemeinsam. 
 
Die Eigenmittel umfassen:  

– Zölle, die auf Importe aus Drittländern erhoben werden, sowie 
bestimmte Agrarabschöpfungen (ca. 15 %); 

– Anteile an dem Mehrwertsteueraufkommen in den Mitglied-
staaten, die der EU zustehen (ca. 11 %); 
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– einen auf das Bruttonationaleinkommen der Mitgliedstaaten an-
gewandten einheitlichen Satz (ca. 73 %);  

– sonstige Einnahmen, z. B. die von der Kommission verhängten 
Zwangsgelder und Geldbußen oder die von den EU-Bediensteten 
gezahlte Einkommensteuer (ca. 1 %). 

 
Die Ausgaben beziehen sich auf folgende große Bereiche:  

– Agrarpolitik (ca. 39 %);  
– Strukturpolitik (ca. 34 %); 
– Forschung und Technologie (ca. 13 %); 
– Außenpolitik und Entwicklungshilfe (ca. 6 %);  
– Verwaltung (ca. 6 %); 
– Freiheit, Sicherheit und Recht, z. B. Terrorismus-Bekämpfung (ca. 

2 %). 
  
Der hohe Anteil der Ausgaben für die Agrarpolitik kommt dadurch 
zustande, dass die EU komplett die Verteilung von Unterstützun-
gen, Beihilfen etc. dieser hoch subventionierten Branche über-
nommen hat, die normalerweise von den Mitgliedstaaten geleistet 
werden müssten. 
 
Eine Verteilung von Einnahmen und Ausgaben auf die Mitglied-
staaten ist nur schwierig darstellbar, weil manche Ausgaben nicht 
länderspezifisch sind und vor allem die Agrar-Ausgaben direkt an 
die Empfänger erfolgen. Aber es ist evident, dass je nach wirtschaft-
licher Kapazität und agrarischer Struktur unter den Mitgliedstaaten 
Nettozahler-Länder und Nettoempfänger-Länder bestehen (das 
Vereinigte Königreich gehörte im Übrigen immer zu den Netto-
Empfängerländern, was im Rahmen des „Brexit“ anders dargestellt 
wurde).  
 

 
Haushalt der EU 2014–2020 

 

  
1. Einnahmen 
Jährlich ca. 137 Mrd. €, davon: 
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Haushalt der EU 2014–2020 

 

  
2. Ausgaben  
jährlich 137 Mrd. €, davon:  

 
 
 

  
 

 

    
33 Das institutionelle System der EU 
   
33 | Das institutionelle System der EU 
 
a) Allgemeines 
 
Die EU hat wie ein nationales Staatswesen Organe, die in ihrem 
Namen auftreten, ihre Geschäfte besorgen, Rechtsakte erarbeiten 
und sich gegenseitig kontrollieren. Gem. Art. 13 EUV sind dies 
primär ihre 7 Organe, und zwar der Europäische Rat, der Rat, die 
Kommission, das Europäische Parlament, der Europäische Ge-
richtshof, die Europäische Zentralbank und der Europäische Rech-
nungshof. Neben den Organen existieren beratende Einrichtungen, 
von denen die 3 wichtigsten der Wirtschafts- und Sozialausschuss, 
der Ausschuss der Regionen und die Europäische Investitionsbank 
sind, sowie eine große Anzahl von Agenturen und Sonderbehörden 
¾ unten i). Informationen zu allen Organen und Einrichtungen 
finden sich auf deren Webseiten.  
 

Der Sitz der 7 Organe war in der Vergangenheit häufig Gegenstand politischer 
Diskussionen zwischen den Mitgliedstaaten. Gegenwärtig besteht folgende  
Situation: 
– der Europäische Rat und der Rat haben ihren Sitz in Brüssel; der Rat tagt aber 

im April, Juni und Oktober in Luxemburg, 
– die Kommission hat ihren Sitz in Brüssel mit einigen Dienststellen in Luxem-

burg, 
– das Parlament hält zwölf Plenartagungen im Jahr in Straßburg ab; zusätzliche 

Plenartagungen finden in Brüssel statt, wo auch die Ausschüsse zusammentre-
ten; das Generalsekretariat ist in Luxemburg, 

– der Gerichtshof und der Rechnungshof haben beide ihren Sitz in Luxemburg, 
– die Zentralbank hat ihren Sitz in Frankfurt/Main. 
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